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Schriftführer
Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte:
............. „ ...............

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin„

Der 12„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 21° November 1969 durch

Senatspräsident Dr° H a u g .

‚
—Vorsitzender—,

Bundesrichterin G e y s e r und

Bundesrichter Dr„ Friederichs,

Bundessozialrichter Dr° N e u m a n n und

Bundessozialrichter V i e h w e g e r

für Recht erkannt:

Die Urteile des Landessozialgerichts Hamburg vom 3„

Februar 1966 und des Sozialgerichts Hamburg vom 23„

August 1965 werden aufgehoben° Die Klage gegen den-

Bescheid der Beklagten vom6„ November1964wird ab—
gewieSen°

Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind nicht

zu erstatten°
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Der Rechtsstreit betrifft die Höhe des Übergangsgeldes, das
die Beklagte dem Kläger gewährt hat; umstritten ist, ob der

Kläger seine Ehefrau, die auch Arbeitseinkommen bezieht,

überwiegend unterhalten hat (@ 1241 Abs° 2 Satz 1 der Reichs»

versicherungsordnung -RVO—)° ‘ ‘ '
Die Beklagte gewährte dem Kläger vom 3, Januar bis 31„ Januar

1964 Heilbehandlung in einem Sanatorium mit Arbeitsruhe bis

40 Februar 1964° Im Haushalt des Klägers befanden sich seine
Ehefrau und zwei 1949 undl957 geborene Töchtero Der Kläger

hatte vor dem Beginn der Heilbehandlung ein Monatseinkommen

von etwa 834;-- DM und die Ehefrau ein solches von etwa

2000——DM„ Die Beklagte gewährte dem Kläger Übergangsgeld„ Da»
bei ging sie davon aus, daß er die beiden Töchter, nicht je—

doch die Ehefrau überwiegend unterhalten habec Sie nahm ein

Gesamteinkommen des Klägers und der Ehefrau von 1„034,—— DM

monatlich an und folgerte daraus, daß der Verbrauchsanteil

jedes Familienangehörigen 258,50 DM betrage; das Einkommen

der Ehefrau übersteige die Hälfte ihres Verbrauchsanteils

(129,25 DM); deshalb bestehe kein Anspruch auf höheres Übern

gangsgeld (Bescheid vom 6° November 1964)° ' ‘”’

Der Kläger ist der Auffassung, er habe seine Ehefrau über—

wiegend unterhalten und müsse daher ein_höheres Übergangs-_

geld erhalten"

Das Sozialgericht (SG) Hamburg hat die Beklagte entsprechend

dem Begehren des Klägers verurteilt und die Berufung zuge—

lassen (Urteil vom 230 August 1965)° Das Landessozialgericht

(LSG) hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen; die Re»

vision wurde zugelassen (Urteil vom 30 Februar 1966)„ Das Be—
rufungsgericht hat angenommen, der Kläger habe seine Ehefrau

Überwiegend unterhalten, wobei es sich auf BSG 20, 148 ge—
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stützt hat° Es hat ausgeführt, der Ehegattenzuschlag zum

Übergangsgeld sei zu gewähren, wenn das Einkommen des Be-

treuten höher gewesen sei als das Einkommen der Ehefrau

einschl. des Wertes ihrer Arbeitsleistung im Haushalt°

Hier käme ein überwiegender Unterhalt der Ehefrau durch

den Kläger erst dann nicht mehr in Betracht, wenn der

Wert ihrer Arbeitsleistung monatlich 634„-- DM oder mehr
betrage° Ihre Arbeitsleistung sei jedoch nicht höher als

mit 600„—— DM zu bewerten°

Die Beklagte hat Revision eingelegt und sinngemäß bean-

tragt, die Urteile des LSG und des SG aufzuheben und die

Klage abzuweisen„ Sie rügt unter Hinweis auf BSG 14, 203

eine Verletzung des @ 1241 Abs° 2 Satz 1 EVO°

Der Kläger beantragt, die Revision der Beklagten zurückzu-

weisen,

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig und begründet° Das

Urteil des LSG entspricht nicht dem Gesetz, Der Kläger hat

seine Ehefrau vor dem Beginn der stationären Heilbehandlung

nicht überwiegend unterhalten° Er hat deshalb keinen An-'

spruch auf ein höheres Übergangsgeld°

Nach @ 1241 Abs„ 2 EVO wird die Höhe des Übergangsgeldes

durch übereinstimmende Beschlüsse der Organe des Trägers

der Rentenversicherung unter Berücksichtigung der Zahl der

vom Betreuten vor Beginn der Maßnahmen“überwiegend unter-

haltenen Familienangehörigen festgesetzt, Zu dieser Vor-

schrift hat der Große Senat des Bundessozialgerichts (BSG)

für den Fall kinderloser, in gemeinsamem Haushalt lebender

Ehegatten, die beide Einkommen haben, entschieden, daß der

eine Ehegatte den anderen nicht schon dann überwiegend unter—

halten hat, wenn sein Beitrag zum gemeinsamen Unterhalt

größer ist als die Hälfte der Summe der Beiträge beider Ehe—
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gatten; sein Beitrag müsse vielmehr nach Abzug der Hälfte

des gemeinsamen Unterhalts größer sein als der Beitrag. des

anderen Ehegatten (Beschluß vom 2„ Mai 1969 - GS 2/67);
die Frage nach der überwiegenden Unterhaltsgewährung an
einen Ehegatten dürfe nicht nach grundsätzlich verschiede—

nen Methoden beantwortet werden, je nachdem ob Kinder vor»

handen sind oder nicht„ Die Grundsätze der Entscheidung

des Großen Senats sind daher bei der Auslegung des @ 1241

Absu 2 EVO auch für den Fall verdienender Ehegatten mit

Kindern anzuwenden° ' V "

Der Große Senat des BSG hat weiter ausgeführt? der Begriff

”überwiegend unterhaltener Familienangehöriger" bedeute

seinem Wortsinn nach, daß ein ”Familienangehöriger” gemeint

sei, den der Betreute "zu mehr als die Hälfte" unterhalten

haben Es werde nicht vom Unterhalt der "Familie"‚ sondern

eines "Familienangehörigen“ gesprocheno Diese Begriffe

seien nicht austauschbar„ Andernfalls wäre 5 1241 Abs„? RVOp

der auf die Zahl der überwiegend unterhaltenen Familienan—

gehörigen abstellt, nicht nraktikabelo Nach Sinn und Zweck

des Übergangsgeldes
— hier: Ausgleich des entgehenden Ar-

beitsverdienstes zur wirtschaftlichen Sicherung des Be-

treuten - sei die Frage des überwiegenden Unterhalts wirt-

schaftlich zu betrachten; die zivilrechtliche Unterhaltsbe—

rechtigung spiele keine Rolle; es komme vielmehr darauf an„

inwiefern die Unterhaltssituation der Familienangehörigen

durch den Ausfall des Arbeitsverdienstes des Betreuten ver—

schlechtert werde„ Im Ergebnis ist damit die Entscheidung

in BSG 25, 157 bestätigt worden° Danach ist in einem Mehr“

personenhaushalt ein Familienangehöriger von dem Betreuten

nicht überwiegend unterhalten werden} wenn aus seinem Bei—

trag oder dem Beitrag eines anderen zur gemeinsamen Haus-

haltsführung wenigstens die Hälfte des auf ihn entfallenden

Unterhaltsaufwandes gedeckt ist„
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Dieser Rechtsauslegung, der sich der erkennende Senat an-

schließt, entspricht die Zusammenrechnung der Bareinkünfte

zur Ermittlung des Gesamtverbrauchs, die Aufteilung des Ge-lk

samteinkommens in Verbrauchsanteile der einzelnen Familien-*n

angehörigen und der Vergleich des Einkommens jedes Familien-

angehörigen mit seinem Verbrauchsanteil, wie die Beklagte in

dem angefochtenen Bescheid vorgegangen ist„

Allerdings könnten Bedenken bestehen, den Verbrauchsanteil

des siebenjährigen Kindes wie den Verbrauchsanteil der Er-

wachsenen und des größeren Kindes zu behandeln° Jedoch ist in

@ 1241 Abs, 2 EVO nicht vorgeschrieben, wie bei der Fest-

stellung der überwiegend unterhaltenen Familienangehörigen

der Anteil eines jeden Familienangehörigen am Gesamtverbrauch

im einzelnen zu berücksichtigen ist° Das Gesetz läßt hierfür

dem Ermessen der Organe der Versicherungsträger einen Spiel-

raum° Das Gericht kann nur prüfen, ob die Grenzen des Ermessens

'überschritten sind° Das ist hier jedoch nicht festzustellen;

denn nach allgemeiner Erfahrung ist der Anteil auch eines

erst siebenjährigen schulpflichtigen Kindes am Gesamtver-

brauch einschließlich Miete, Lebensmittel usw„ jedenfalls nicht

geringfügig° Im vorliegenden Fall würde es sich auch nicht

auswirken, wenn der Verbrauchsanteil des jüngeren Kindes

mit weniger als ein Viertel des Gesamtverbrauchs angesetzt

würde° Auch dann überstiege das Einkommen der Ehefrau die

Hälfte ihres Verbrauchsanteils (Beispiel: Bei einem Anteil

des Betreuten, der Ehefrau und des älteren Kindes am Gesamt—

verbrauch mit je 2/7 und einem Anteil des jüngeren Kindes mit

1/7 betrüge der Verbraucheranteil des Betreuten, der Ehefrau

und des älteren Kindes je etwa 296,_— DM, der des jüngeren
Kindes etwa 148,-— DM; das Einkommen der Ehefrau von 2oooo—DM
überstiege auch in diesem Fall die Hälfte ihres Verbrauchsan-

teils)° ‘ '

Der Große Senat des BSG hat nicht ausdrücklich entschieden,

ob bei der Ermittlung des Gesamteinkommens die Hausarbeit

eines Familienangehörigen des Betreuten mit einem Geldbetrag
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zu bewerten und dem Gesamteinkommen hinzuzurechnen ist. Zwar

hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in der Entschei—

dung vom 2Ä. Juli 1965 — 1 BVL 30/59 und 11/61 - (BVerfG

17, l}: SozR Nr. 52 zu Art. 3 GG Bl. A b 25) ausgeführt,
der Wert der Hausarbeit dürfe bei der Abwägung der Unter—

haltsleistungen von Mann und Frau zur Feststellung von Kin—

derzuschuß und Hinterbliebenenrente nach einer versicherten

Ehefrau nicht unberücksichtigt bleiben. Es hat dargelegt,

daß die Hausarbeit wirtschaftlichen Wert hat; die Hinter-

bliebenenrente sei nicht nur Ersatz für weggefallenes Er-

werbseinkommen, sondern ein durch frühere Beiträge gesicher-

tes Einkommen von bestimmter Höhe für den Versicherungsfall,

sie sollte davon abhängig sein, daß die Gesamtleistungcn der

Versicherten für den Unterhalt der Familie wesentliche Be-

deutung gehabt haben. Gegen die Verwertung dieser Recht-

sprechung auch im Rahmen des % 12ü1 Abs. 2 Satz 1 RVG könnte

aber sprechen, daß die vom BVerfG betrachtete Lage der Hin-

terbliebenen einer versicherten Ehefrau sich von der Lage

der Familienangehörigen eines Betreuten nach @ 1241 Abs. 2

RVG wesentlich unterscheidet.

Im Gegensatz zu dem sozial weitgefaßten Sinn und Zweck der

Hinterbliebenenrente, wie vom BVerfG dargelegt, ist der Zweck

des Übergangsgeldes wesentlich enger. Es soll den Betreuten

für die Zeit der Durchführung der Maßnahmen wirtschaftlich

sicherstellen. Es soll an die Stelle des Arbeitsverdicnstcs

bzw. des sonstigen Erwerbseinkommens treten, das der Betreute

in der Regel während der Durchführung der Maßnahmen nicht

erzielen kann, insbesondere nach der Rechts age vor dem Lehn-

fortzahlungsgesetz. Dies zeigt insbesondere auch die Berech—

nung des Übergangsgeldes bei versicherten Erwerbstätigen

« wie hier beim Kläger -; es wird dafür auf das letzte der

Beitragsentrichtung zugrunde liegende Arbeitseinkommen zurück—

gegriffen und nicht auf die während des gesamten Arbeits-

lebens des Versicherten entrichteten Beiträge, wie bei der

Berechnung der Renten entsprechend deren vom BVerfG darge-

legten Zweck (vgl. auch 5 1241 Abs. } RVG; SozR Nr. 7 zu
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@ 1241 RVO)„ Deshalb erscheint es im Hinblick auf den Zweck

des Übergangsgeldes nicht sinnvoll, bei der Frage, welche

Leistungen die Familienangehörigen zum gemeinsamen Unter—

halt beigesteuert haben, einen Geldbetrag als Wert der

Haushaltsarbeit dem Bareinkommen des Familienangehörigen

hinzuzurechnen°

Die Entscheidung des BVerfG steht solchen Überlegungen nicht

entgegen; denn ihre Gesetzeskraft betrifft Hinterbliebenen-

rente und Kinderzuschuß, berührt aber nicht die Berechnung

des Übergangsgeldes (@ 13 Nr. 11, 9 51 Abs‚ 2 BVerfGG)‚

Die Frage der Bewertung der Haushaltsarbeit des Ehegatten

braucht indes im vorliegenden Falle nicht endgültig ent-

schieden zu werden° Wenn hier zum Arbeitsverdienst der

Ehefrau noch ein Betrag als Wert ihrer Hausarbeit hinzuge-

rechnet würde, erhöhte sich ihr Beitrag zum gemeinsamen Un-

terhalt und überstiege die Hälfte ihres Verbrauchsanteils

noch mehr, als wenn nur ihr Arbeitsverdienst berücksich—

tigt wird„ Auch dieser Gesichtspunkt spricht dagegen, den

Wert der Hausarbeit der Ehefrau bei der Bemessung des

Übergangsgeldes des Versicherten zu berücksichtigen„

Die Auslegung des Begriffs "überwiegender Unterhalt“ eines
Familienangehörigen in dem dargelegten Sinn verstößt nach

der Auffassung des Senats auch nicht gegen Art° } und 6

des Grundgesetzes° Der nach 5 1241 Abs° 1 Satz 1 RVG an-

spruchsberechtigte betreute Mann einer verdienenden Ehe-

frau wird durch die Berücksichtigung ihres Einkommens bei

der Feststellung ihres Verbrauchsanteils gegenüber dem

Mann einer nicht verdienenden Ehefrau nicht ungerecht—

fertigt benachteiligt oder gar "bestraft"° Der Große Senat
des BSG hat dies an Beispielen dargelegt° Für die Gewäh—

rung von Übergangsgeld werden die tatsächlichen Einkommensver;

hältnisse des Betreuten und seiner einzelnen Familienangehö-

rigen vor und während der Durchführung der Maßnahmen ver-
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glichen„ Bei der Höhe des Übergangsgeldes wird an die wirt—
schaftlichen Verhältnisse angeknüpft; diese sind in den ge—

schilderten Fällen der nicht verdienenden und der verdienen—

den Ehefrau aber schon im Tatsächlichen verschieden°

Die "Familie" als solche wird durch das Abstellen des Ge-
setzes auf das Verhältnis zwischen dem Betreuten und jedem

einzelnen Familienangehörigen nicht willkürlich zurückge—

setzt, desgleichen nicht dadurch, daß das Einkommen jedes

einzelnen Familienangehörigen und sein Anteil am Gesamtver—

brauch im Verhältnis zum Einkommen des Betreuten vor Durch—

führung der Maßnahmen berücksichtigt wird, Die Gestaltung

des @1241 Abs‚ 2 EVOgeht von den tatsächlichen Verhältnissen
in der Familie aus° Sie liegen nach der Lebenserfahrung bei

den Regelfällen der von 5 1241 EVO erfaßten Betreuten so, daß

die Einkünfte der zusammenlebenden und gemeinsam wirtschaf—

tenden Familienangehörigen zusammengelegt und verbraucht

werden und daß der Familienangehörigé, der selbst einen

entsprechend hohen Teil seines Verbrauchsanteils aufbringt,

vom Betreuten nicht "überwiegend" unterhalten werden ist°

Die Gesamtregelung des 5 1241 Abs, 2 EVO mit der Erhöhung

des Übergangsgeldes für überwiegend unterhaltene Familien-
angehörige fördert gerade Betreute mit Familie gegenüber

Betreuten ohne Familie, die keine Zuschläge zum Übergangs-

geld erhalten können„ Daß an sich noch günstigere Regelun-

gen für Betreutc mit Familie denkbar und möglich wären, be-

deutet indessen nicht, daß die Regelung des @ 1241 Abs„2 EVO

und die Auslegung nach den vom Großen Senat herausgestell—

ten Grundsätzen gegen Art° 6 Abs° 1 des Grundgesetzes ver—

stößt° ' '

Ungeachtet der Frage, ob die Hausarbeit bei der Feststellung

der überwiegend unterhaltenen Familienangehörigen mit einem

Geldbetrag anzusetzen ist oder nicht, kann das angefochtene

Urteil schon aus dem Grunde nicht bestehen bleiben, weil

darin der Begriff "überwiegend unterhalten" nicht in dem

vom Großen Senat klargestellten Sinne angewendet werden ist,

...9...
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-9...

so daß das LSG zur Bejahung überwiegenden Unterhalts der

Ehefrau durch den Betreuten gelangt ist„

Das angefochtene Urteil ist deshalb aufzuheben„ Aus den

gleichen Gründen ist auf die Berufung der Beklagten auch

das Urteil des SG aufzuheben° Die Klage ist abzuweisen;

denn der angefochtene Bescheid der Beklagten ist recht-

mäßig°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 SGG°
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